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Information
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention
Unabhängige Lebensführung und 
Inklusion in die Gemeinschaft
Allgemeine Bemerkung Nr. 5 des UN-Ausschusses für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen
Der UN-Ausschuss für die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen verdeutlicht mit 
seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 5 zu Arti-
kel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention 
die Bedeutung eines unabhängigen Lebens in 
der Gemeinschaft für die Verwirklichung der 
Menschenrechte. Er erläutert auch, welche 
Umsetzungsdefizite die Vertragsstaaten ange-
hen sollten. Die vorliegende Publikation fasst 
die Allgemeine Bemerkung näher zusammen 
und zeigt ihren Nutzen für Recht und Politik in 
Deutschland auf. 
Jeder Mensch möchte sein Leben selbst gestal-
tet. Doch Menschen mit Behinderungen können 
sich häufig nicht aussuchen, wo und mit wem sie 
leben. Wer im Alltag auf Unterstützung angewie-
sen ist, musste in der Vergangenheit oft in abgele-
genen Heimen oder Wohneinrichtungen leben. 
Dort konnten die Menschen nicht selbst über ihr 
Leben bestimmen: Ihr Tagesablauf und ihre Wohn- 
und Lebenssituation waren fremdbestimmt, etwa 
weil Dienstpläne das Aufstehen- und Zubettge-
hen festlegten; das Personal entschied, wie sich 
jemand zu kleiden hatte oder organisatorische 
Erfordernisse dominierten den Alltag in den 
Wohngruppen. Die Menschen mit Behinderungen 
waren isoliert von ihrem bisherigen Umfeld und 
viele erlebten Gewalt. 
Zum Teil bestehen diese Probleme auch heute 
noch.1 Dies steht im Widerspruch zur Idee 
des selbstbestimmten Lebens, die Menschen 
mit Behinderungen entwickelt haben und die 
 Artikel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention 
(kurz: UN-BRK) zugrunde liegt. Selbstbestimmt 
leben bedeutet, frei von institutionellen Abhän-
gigkeiten zu sein und die örtliche Gemeinschaft 
selbst wählen zu können. 
Das Recht auf unabhängige 
Lebensführung und Inklusion in die 
Gemeinschaft
Artikel 19 der UN-Behindertenrechtskonvention 
erkennt deshalb das Recht aller Menschen mit 
Behinderungen an, mit den gleichen Wahlmög-
lichkeiten wie andere Menschen in einer selbst-
gewählten Gemeinschaft zu leben. Er verpflichtet 
die Vertragsstaaten, wirksame und geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit 
Behinderungen den Genuss dieses Rechts 
und die volle Inklusion in und Teilhabe an der 
Gemeinschaft zu erleichtern. Dazu gehört zum 
einen der Zugang zu einer Reihe gemeindenaher, 
behinderungsspezifischer Unterstützungsdienste 
einschließlich persönlicher Assistenz (Arti-
kel 19 b) UN-BRK) und zum anderen der Zugang 
zu allgemeinen Einrichtungen und Diensten in 
der Gemeinde (Artikel 19 c) UN-BRK) wie Bürge-
ramt, Wahlbüros, Jugendhäuser oder Schulen. 
Beides ist Voraussetzung dafür, dass Menschen 
mit Behinderungen ihre Wohn- und Lebenssitua-
tion frei wählen können und nicht in besondere 
Wohnformen gezwungen sind (Artikel 19 a) 
UN-BRK).
In seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 52 von 
2017 erläutert der UN-Ausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen (kurz: 
UN-Ausschuss), wie das Recht auf unabhängige 
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Lebensführung und Inklusion in die Gemeinschaft 
im Detail zu verstehen ist. Vor der Veröffentli-
chung dieser Allgemeinen Bemerkung veranstal-
tete der UN-Ausschuss am 19. April 2016 einen 
öffentlichen Fachtag und befragte Expert_innen.3 
Auf dieser Grundlage und unter Auswertung der 
Erfahrungen, die der UN-Ausschuss in den Staa-
tenprüfverfahren durch die Befassung mit den 
Lebenssituationen von Menschen mit Behinderun-
gen weltweit gemacht hat, veröffentlichte er im 
April 2017 einen Entwurf und bat um Stellungnah-
men. Über 60 schriftliche Stellungnahmen gingen 
daraufhin ein.4 Im August 2017 verabschiedete 
der UN-Ausschuss die endgültige Version der 
Allgemeinen Bemerkung.5 
Der UN-Ausschuss macht deutlich, dass das Recht 
auf unabhängige Lebensführung und Inklusion in 
die Gemeinschaft in allen internationalen Men-
schenrechtsnormen verankert ist und auf die 
Unteilbarkeit und Interdependenz aller Menschen-
rechte verweist. Bereits die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte von 1948 betont die Rolle 
der Gemeinschaft für die individuelle Persönlich-
keitsentfaltung. Nach Auffassung des UN-Aus-
schusses umfasst Artikel 19 UN-BRK sowohl das 
bürgerliche und politische Recht auf freie Wahl 
des Wohnsitzes (Artikel 12 des Internationalen 
Pakts über bürgerliche und politische Rechte) als 
auch das wirtschaftlich und soziale und kulturelle 
Recht auf einen angemessenen Lebensstandard 
einschließlich ausreichender Ernährung, Beklei-
dung und Wohnen (Artikel 11 des Internationalen 
Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte) (9).6 Das Recht auf unabhängige Lebens-
führung ist demnach eine der weitreichendsten 
Artikel 19 UN-Behindertenrechts konvention
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens 
anerkennen das gleiche Recht aller Menschen 
mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglich-
keiten wie andere Menschen in der Gemein-
schaft zu leben, und treffen wirksame und 
geeignete Maßnahmen, um Menschen mit 
Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts 
und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft 
und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern,
indem sie unter anderem gewährleisten, dass
 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberech-
tigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort 
zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem 
sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonde-
ren Wohnformen zu leben;
 b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu 
einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungs-
diensten zu Hause und in Einrichtungen sowie 
zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungs-
diensten haben, einschließlich der persönlichen 
Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens 
in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in 
die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von 
Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft 
notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-
richtungen für die Allgemeinheit Menschen mit 
Behinderungen auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung zur Verfügung stehen und ihren 
Bedürfnissen Rechnung tragen. 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-
nationen/menschenrechtsabkommen/
behindertenrechtskonvention-crpd/#c1911
  
General Comments zur Auslegung 
der UN-Menschenrechtsverträge
Die menschenrechtlichen Fachausschüsse der 
Vereinten Nationen veröffentlichen in regelmäßi-
gen Abständen so genannte General Comments 
oder auch General Recommendations (deutsch: 
Allgemeine Bemerkungen). Darin erläutern sie 
die inhaltliche Bedeutung und Tragweite des 
Menschenrechtsübereinkommens, für den sie 
zuständig sind, und liefern eine völkerrechtliche 
Interpretation einzelner Rechte und Bestimmun-
gen. Sie stützen sich dabei auf ihre Erfahrungen 
aus den Staatenberichtsprüfungen7 und bezie-
hen auch Dokumente weiterer Menschenrechts-
gremien mit ein. Die Allgemeinen Bemerkungen 
geben den Vertragsstaaten konkrete Vorgaben, 
sowohl für die Einhaltung und Umsetzung des 
Vertrags als auch für die zukünftige Berichter-
stattung an die Hand. 
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Bestimmungen der UN-BRK, da alle Menschen-
rechte letztendlich in der Gemeinschaft mit ande-
ren Menschen ausgeübt werden. Nur dort kann 
sich die Persönlichkeit eines Menschen frei und 
voll entfalten (69).
Um das Verständnis der Bestimmung zu erleich-
tern, führt der UN-Ausschuss folgende grundle-
gende Konzepte und Prinzipien näher aus: 
– Unabhängig Leben/unabhängige Lebens-
führung leitet sich aus dem menschenrechtli-
chen Prinzip der Achtung der Menschenwürde 
und der individuellen Autonomie ab.8 Dieses 
Prinzip ist dann verwirklicht, wenn Menschen 
mit Behinderungen mit allen notwendigen 
Mitteln ausgestattet werden, um ihr Leben 
frei zu wählen und selbst kontrollieren zu 
können. Das reicht von der Entscheidung, wo 
und mit wem man zusammenlebt, wie man 
seinen Alltag gestaltet, was man isst, wie man 
sich pflegt oder kleidet bis hin zur Gestaltung 
der persönlichen Beziehungen, der Beschäf-
tigung, der kulturellen, religiösen, politischen 
und Aktivitäten. Dabei geht es weder darum, 
alleine zu leben, noch um die Fähigkeit, alltäg-
liche Tätigkeiten selbst ausführen zu können 
(16 a)). 
– Inklusion in die Gemeinschaft beruht auf 
dem menschenrechtlichen Prinzip der vollen 
und wirksamen Inklusion in und Teilhabe an 
der Gemeinschaft.9 Das umfasst den Zugang 
zu allen Diensten und Einrichtungen für die 
Öffentlichkeit, etwa Wohnraum, persönliche 
Beförderung, Einkaufsmöglichkeiten, Bildung 
und Beschäftigung sowie religiöse und kultu-
relle Feierlichkeiten (16 b)).
– Unabhängige Wohn- und Lebenssituationen 
grenzt der UN-Ausschuss explizit von beson-
deren Wohnformen und dem Leben in Einrich-
tungen ab. Unabhängige Lebensführung und 
Inklusion in die Gemeinschaft bedeutet für ihn 
in erster Linie, dass Menschen mit Behinde-
rung nicht in bestimmte Wohn- und Lebenssitu-
ation gezwungen werden und dabei persönliche 
Wahlfreiheit und Autonomie einbüßen. Dies 
ist in institutionalisierten Wohnformen der 
Fall – und zwar unabhängig davon, ob es sich 
um Einzelwohnungen, kleine Wohngruppen 
oder Großeinrichtungen handelt. Institutiona-
lisierung liegt dann vor, wenn man verpflich-
tet ist, Assistent_innen zu teilen, wenn man 
alltägliche Aktivitäten nicht selbst bestimmen 
und sich Mitbewohner_innen nicht aussuchen 
kann. Sie liegt auch vor, wenn Abläufe starr 
geregelt sind – ohne Berücksichtigung von 
persönlichem Willen und Präferenzen – oder 
wenn Dienstleistungen paternalistisch vorgege-
ben sind. In institutionalisierten Settings sind 
Wahlfreiheit und Kontrolle immer begrenzt. 
Deshalb reicht es dem UN-Ausschuss nicht 
aus, Einrichtungen einfach zu schließen oder 
zu dezentralisieren. Politische Konzepte zur 
Deinstitutionalisierung müssen stattdessen 
viel weiter reichen und strukturelle Reformen 
beinhalten (16 c)). 
Das Recht auf unabhängige Lebensführung und 
Inklusion in die Gemeinschaft bezieht sich nach 
Ansicht des UN-Ausschusses dabei explizit auf 
alle Menschen mit Behinderungen, unabhän-
gig von ihrem Unterstützungsbedarf oder der 
Art ihrer Beeinträchtigung. Die Annahme, dass 
insbesondere Menschen mit intellektuellen 
Beeinträchtigungen nicht „in der Lage“ seien, in 
der Gemeinschaft zu leben oder ihnen aus Kos-
tengründen Unterstützung außerhalb von Ein-
richtungen verwehrt wird, widerspricht Artikel 19 
der UN-BRK. Das Recht gilt weiterhin unabhängig 
von Rassenzuschreibung, Geschlecht, sexueller 
Orientierung, religiöser oder ethnischer Zugehö-
rigkeit und Migrations- oder Fluchtstatus. Dabei 
spiegelt das Recht die Vielfalt kultureller Normen 
und Werte wider, denn es geht um die Anerken-
nung gleicher Wahlmöglichkeiten wie die anderer 
Mitglieder der Gemeinschaft. Für Kinder macht 
das Recht, in einer Familie aufzuwachsen, den 
Kern unabhängiger Lebensführung und Inklusion 
in die Gemeinschaft aus (8, 19–23, 37).
Individuelle Wahlfreiheit im Sinne der UN-BRK10 
umfasst nicht nur den Wohnort, sondern alle 
Aspekte der Wohn- und Lebenssituation. Der 
UN-Ausschuss verdeutlicht dabei insbesondere, 
dass Wahlfreiheit nur dann gegeben ist, wenn 
tatsächliche Wahlmöglichkeiten bestehen: Wenn 
zum Beispiel informelle Unterstützung durch Ange-
hörige die einzige Option ist, weil es außerhalb 
von Einrichtungen keine passende Unterstützung 
gibt; wenn Informationen nicht in zugänglichen 
UNABHÄNGIGE LEBENSFÜHRUNG UND INKLUSION IN DIE GEMEINSCHAFT 4
Formaten zur Verfügung stehen oder die rechtli-
che Handlungsfähigkeit von Menschen mit Behin-
derungen eingeschränkt wird, dann liegt keine 
Wahlfreiheit vor (24–27). 
Eine Grundvoraussetzung für Wahlfreiheit ist indi-
vidualisierte Unterstützung.11 Der UN-Ausschuss 
hebt hervor, dass Unterstützung ein Recht dar-
stellt und Menschen mit Behinderungen die Mög-
lichkeit haben sollten, je nach Bedarf aus einem 
breiten Spektrum individualisierter Dienste zu 
wählen. Dabei sollten diese Dienste dazu dienen, 
die Inklusion in und Teilhabe an der Gemeinschaft 
zu fördern sowie Isolation und Segregation zu 
verhindern (28–31). Eine besondere Rolle hier-
bei spielt persönliche Assistenz. Sie unterschei-
det sich von anderen Formen der persönlichen 
Unterstützung unter anderem dadurch, dass die 
Personen, die eine Hilfe in Form einer Assistenz 
in Anspruch nehmen, über die Dienstleistung 
bestimmen und entscheiden durch wen, wo, 
wann und auf welche Art und Weise die Leistung 
erbracht wird, entweder indem sie als Arbeitge-
ber_innen fungieren oder indem sie die Leistung 
von einem oder mehreren Anbietern beziehen. 
Dies kann auch über unterstützte Entscheidungs-
findung erfolgen, die finanziellen Mittel sollten auf 
Grundlage des individuellen Bedarfs zur Verfügung 
gestellt werden (16 d)).
Neben den behinderungsspezifischen Diensten 
ist der Zugang zu allgemeinen Diensten und 
Einrichtungen zentral für die selbstbestimmte 
Lebensführung und Einbeziehung in die Gemein-
schaft.12 Dazu zählen zum Beispiel Wohnungen, 
Supermärkte, Arbeitsstätten, der Nahverkehr, 
Bibliotheken, soziale Medien und das Internet 
sowie alle anderen Einrichtungen und Dienste, 
die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Diese 
müssen in Städten und auf dem Land physisch 
und geografisch sicher zu erreichen, bezahlbar 
und akzeptierbar sein. Eine besondere Bedeutung 
spielt zugänglicher Wohnraum: Er sollte nicht auf 
einzelne Gebiete beschränkt, sondern in allen 
Gegenden vorhanden sein. Bei der Gestaltung der 
Dienste müssen Menschen mit Behinderungen 
eingebunden werden, denn nur dann können die 
Dienste besondere Bedarfe berücksichtigen und 
gender-, kultur- und alterssensibel ausgerichtet 
werden (32–37).
Verpflichtungen der Vertragsstaaten
Das Recht auf unabhängige Lebensführung 
und Inklusion in die Gemeinschaft bezieht sich 
sowohl auf das bürgerliche Recht auf freie Wahl 
des Wohnsitzes als auch das wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Recht auf Wohnen. Dieser 
Doppelcharakter spiegelt sich auch in der Ver-
pflichtungsstruktur wider: Es geht also zum einen 
um Achtungs- und Schutzpflichten, die der Staat 
sofort einhalten muss. Hinzu tritt die Verpflich-
tung, die für den Rechtsgenuss notwendige Infra-
struktur schrittweise und unter Ausschöpfung aller 
verfügbaren Mittel aufzubauen und zu unterhalten. 
Diese progressive Verpflichtung, so führt der 
UN-Ausschuss aus, gilt ebenfalls unmittelbar und 
muss graduell umgesetzt werden (39–46).
Achtungspflicht: Vertragsstaaten dürfen weder 
direkt noch indirekt in das Recht von Menschen mit 
Behinderungen, ihren Wohnort frei zu wählen und 
zu entscheiden, wo, wie und mit wem sie leben, 
eingreifen. Die Staaten sind verpflichtet, Gesetze, 
die dieses Recht einschränken, zu reformieren. 
Solche Eingriffe liegen zum Beispiel vor, wenn 
die Wahlfreiheit von Menschen mit Behinderun-
gen aus Kostengründen eingeschränkt wird oder 
wenn rechtliche Betreuer_innen stellvertretend 
über die Wohnform entscheiden. Dazu gehören 
auch Gesetze, die den Zugang zu behinderungs-
spezifischen Diensten und allgemeinen Diensten 
und Einrichtungen regeln, sowie die Frage der 
Unterbringung gegen den Willen der Betroffenen 
(47–49).
Schutzpflicht: Vertragsstaaten sollen sicher-
stellen, dass Dritte, etwa Familienangehörige, 
Leistungserbringer_innen, Vermieter_innen oder 
Anbieter_innen allgemeiner Dienste, das Recht auf 
unabhängige Lebensführung und Inklusion in die 
Gemeinschaft nicht verletzen. Eine solche Verlet-
zung liegt etwa dann vor, wenn Angehörige sich 
übergriffig verhalten oder wenn Anbieter_innen 
von Kultur- oder Freizeitangeboten Menschen mit 
Behinderungen von ihren Kursen ausschließen. 
Die Schutzpflicht umfasst auch die Überwachung 
der Leistungserbringer_innen und den Schutz 
vor Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. 
Kinder müssen davor geschützt werden, aufgrund 
von Behinderung verlassen oder in Einrichtungen 
untergebracht zu werden (50–53).
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Gewährleistungspflicht: Staaten sollen geeig-
nete gesetzgeberische, administrative, haushalte-
rische, gerichtliche, programmatische und weitere 
Maßnahmen ergreifen, um die volle Umsetzung 
des Rechts auf selbstbestimmte Lebensführung 
und Inklusion in die Gemeinschaft zu gewährleis-
ten und Barrieren, die der Umsetzung im Wege 
stehen, zu beseitigen. Dazu fordert der UN-Aus-
schuss die Staaten auf, unverzüglich Strategien 
zur Deinstitutionalisierung, also dem Ersetzen 
von Einrichtungen und institutionalisierenden 
Vorschriften durch ein Spektrum individueller 
Unterstützungsdienste einschließlich der Schaf-
fung inklusiver allgemeiner Dienste, zu entwickeln. 
Diese soll über einen ressort- und ebenenüber-
greifenden Ansatz erfolgen, konkrete Budgets, 
Zeitpläne und Übergangspläne beinhalten und in 
enger Abstimmung mit den Organisationen, die 
Menschen mit Behinderungen vertreten, entwi-
ckelt werden (56–58).
Aufgaben der Vertragsstaaten
Die Umsetzung von Artikel 19 der UN-BRK kann 
für die Vertragsstaaten eine Herausforderung sein, 
dessen ist sich der UN-Ausschuss bewusst. Er emp-
fiehlt unter anderem die folgenden Schritte (97): 
– Gesetze, die die Wahlfreiheit von Menschen mit 
Behinderungen in Bezug auf ihre Wohn- und 
Lebenssituation einschränken, reformieren; 
– Standards und Gesetze zur Verbesserung 
der Zugänglichkeit vor Ort verabschieden 
und durchsetzen; dabei sollten die Leitli-
nien des Universellen Designs in politischen 
Programmen und Konzepten berücksichtigt 
werden, insbesondere beim Wohnungsbau;
– Menschen mit Behinderungen dabei unterstüt-
zen, ihr Recht auf unabhängige Lebensführung 
und Inklusion in die Gemeinschaft durchzu-
setzen; dazu gehört auch, sie mit substan-
ziellen und verfahrenstechnischen Rechten 
auszustatten;
– zielgerichtete Strategien zur Deinstitutionali-
sierung verabschieden; dabei sollte besonderer 
Fokus auf Menschen mit psychosozialen und/
oder intellektuellen Beeinträchtigungen gerich-
tet werden, ebenso auf Kinder mit Behinderun-
gen, die in Einrichtungen leben;
– persönliche Assistenz ausreichend finanzieren 
und Ausschreibungsverfahren entwickeln, die 
berücksichtigen, ob behinderungsspezifische 
Dienste im Einklang mit dem Recht auf unab-
hängige Lebensführung und Einbeziehung in 
die Gemeinschaft stehen;
– Strategien zur Deinstitutionalisierung und 
Umsetzung von Artikel 19 der UN-BRK entwi-
ckeln sowie Mechanismen zur Überwachung 
von Diensten und Einrichtungen in Kraft setzen; 
dabei soll die Rolle der nationalen Monito-
ring-Stellen berücksichtigt werden;
– Behindertenselbsthilfeorganisationen bei allen 
Umsetzungsschritten beteiligen; dazu gehört 
auch die Überwachung der Umsetzung.
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Die Bedeutung der Allgemeinen Bemerkung des UN-Ausschusses  
für Recht und Politik in Deutschland
Mit der Allgemeinen Bemerkung hat der UN-Aus-
schuss Klarheit bei der Beantwortung von 
umstrittenen Fragen geschaffen. So wurde hier-
zulande beispielsweise lange diskutiert, ob das 
Leben in Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe 
als Leben in der Gemeinschaft gelten kann. Der 
UN-Ausschuss hat klargestellt, dass dies nicht 
der Fall ist: Stationäre Einrichtungen und andere 
Formen institutionalisierter Unterstützung – 
unabhängig von ihrer Größe – können sich seiner 
Ansicht nach nicht auf die UN-BRK berufen. Der 
UN-Ausschuss verdeutlicht auch, dass die pro-
gressive Verpflichtung zur Deinstitutionalisierung 
unmittelbar und unter maximaler Ressourcen-
ausschöpfung umgesetzt werden sollte; seiner 
Ansicht nach kann es nicht gerechtfertigt wer-
den, den Beginn der Umsetzung aufzuschieben. 
Mit seiner Allgemeinen Bemerkung verweist der 
UN-Ausschuss darüber hinaus auch auf gesell-
schaftspolitische Fragen, etwa wenn man die 
schwierige Situation auf dem Wohnungsmarkt 
und ihre Folgen für Menschen mit Behinderungen 
im Lichte der UN-BRK betrachtet. 
Die Wohnsituation von Menschen mit 
Behinderungen in Deutschland
Zwar erhielten 48,3 Prozent der Menschen mit 
Behinderungen, die 2016 über die Eingliede-
rungshilfe bei der selbstbestimmten Lebensfüh-
rung unterstützt wurden, diese Unterstützung 
durch gemeindenahe Dienste in einer eigenen 
Wohnung (ambulant),13 doch ist seit dem 
Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskon-
vention im Jahr 2009 die Zahl derjenigen, die in 
einer Wohneinrichtung (stationär) leben, nicht 
zurückgegangen.14 Dabei gibt es große regionale 
Unterschiede: In Berlin zum Beispiel erhielten 
70 Prozent der Leistungsberechtigten 2016 
Unterstützung in der eigenen Wohnung, in der 
Oberpfalz waren es nur 26,2 Prozent.15 Insbe-
sondere Menschen mit intellektuellen Beein-
trächtigungen (sogenannte geistige Behinderung) 
haben nach wie vor nicht die gleichen Chancen, 
bedarfsgerechte Unterstützung auch außerhalb 
von Einrichtungen zu erhalten: Nur 30,4 Prozent 
dieser Leistungsberechtigten lebten 2016 in 
einer ambulanten Wohnform, während es bei 
den Menschen mit psychosozialen Beeinträch-
tigungen (sogenannte seelische Behinderung) 
70,7 Prozent waren.16 Darüber hinaus wird 
nach wie vor auch der Großteil der finanziellen 
Mittel in Einrichtungen eingesetzt.17 Eine sys-
tematische Deinstitutionalisierung, wie sie der 
UN-Ausschuss auch in seinen Abschließenden 
Bemerkungen (Concluding Observations) anläss-
lich der ersten Staatenprüfung Deutschlands 
2015 gefordert hat,18 ist also nicht ausreichend 
vorangekommen.
Hinzu kommt das Problem, dass sich – insbe-
sondere in Ballungsgebieten – die Frage des 
Zugangs zu Wohnraum zunehmend zum Problem 
entwickelt. Es fehlen hierzu belastbare Daten, 
doch muss von einem Mangel an barrierefreien 
Wohnungen ausgegangen werden.19 Auch die 
Frage der Bezahlbarkeit stellt sich vor dem Hin-
tergrund steigender Mietpreise als zunehmendes 
Problem dar. Die Zahl der Sozialwohnungen ist 
aufgrund geringer Neubautätigkeit und auslau-
fenden Preisbindungen in vielen Ländern in den 
letzten Jahren gesunken, der Bedarf insbeson-
dere in den Ballungszentren aber gestiegen.20
Mit dem am 23.12.2016 verabschiedeten Gesetz 
zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinderungen (BTHG) 
wurde die gesamte Eingliederungshilfe umfas-
send reformiert. Auswirkungen auf das Recht 
auf unabhängige Lebensführung und Inklusion 
in die Gemeinschaft werden sich erst in den 
nächsten Jahren zeigen, wenn auch die Reform 
der Eingliederungshilfe 2020 in Kraft getreten 
ist. Positiv ist, dass das BTHG dafür sorgt, dass 
der Wunsch von Menschen mit Behinderungen 
bei der Entscheidung über die Wohnform jetzt 
stärker berücksichtigt wird und der sogenannte 
Mehrkostenvorbehalt abgeschafft ist. Das hatte 
auch der UN-Ausschuss in seinen Abschließen-
den Bemerkungen gefordert.21 Dennoch setzt 
das Gesetz die Empfehlungen des UN-Ausschus-
ses hinsichtlich Artikel 19 der UN-BRK nicht 
ausreichend um: So werden subjektive Wünsche 
von Menschen mit Behinderungen abgewogen 
mit dem objektiven Kriterium der Zumutbarkeit. 
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Zudem ist auch eine gemeinsame Leistungs-
erbringung gegen den Willen der Leistungs-
berechtigten möglich, sofern diese nicht die 
Unzumutbarkeit nachweisen können.22
Was getan werden muss
Zwar gab es in den letzten Jahren zahlreiche 
Aktivitäten staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure zur Umsetzung der aus der UN-Konven-
tion erwachsenen Verpflichtungen, doch gehen 
diese nicht weit genug:
Die Allgemeine Bemerkung Nr. 5 des UN-Aus-
schusses bietet umfangreiche Hinweise, wie das 
Recht auf unabhängige Lebensführung und Inklu-
sion in die Gemeinschaft zu verstehen ist und wie 
eine systematische Umsetzung erfolgen sollte. 
Dabei wird deutlich, dass die von Deutschland 
vertretene Auffassung,23 das Recht auf unabhän-
gige Lebensführung und Inklusion in die Gemein-
schaft umfasse auch Sondereinrichtungen, nicht 
mit der Position des UN-Ausschusses überein-
stimmt. Neben einem diesbezüglichen Bewusst-
seinswandel sind vor allem auch strukturelle 
Änderungen im Sinne einer vom UN-Ausschuss 
geforderten Deinstitutionalisierungsstrategie 
nötig. Dies umfasst die direkte Stärkung des 
Rechts von Menschen mit Behinderungen, über 
ihre Wohn- und Lebenssituation zu entschei-
den, ebenso wie die Schaffung entsprechender 
Rahmenbedingungen. Dazu sollten die Träger 
der Sozialhilfe, der Freien Wohlfahrtspflege und 
Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen konkrete Pläne und Strategien vereinbaren, 
mit denen sie eine Vielfalt individualisierter 
gemeindenaher Unterstützungsdienste schaf-
fen und Einrichtungen ersetzen können. Dazu 
müssen entsprechende Anreize, Finanzmittel und 
Zeitpläne entwickelt werden. Hinzu kommen die 
Stärkung persönlicher Assistenz und des per-
sönlichen Budgets sowie der Aufbau inklusiver 
Sozialräume: Dazu gehört die Förderung des bar-
rierefreien (sozialen) Wohnungsbaus, etwa durch 
entsprechende Anpassung der Bauordnungen, 
die Verbesserung der Zugänglichkeit von Einrich-
tungen und Diensten für die Öffentlichkeit – auch 
in privater Hand – wie Arztpraxen, Kinos, Res-
taurants, Taxen und die verbesserte Datener-
hebung zur Überwachung des Fortschritts bei 
der Verwirklichung von Artikel 19 der UN-BRK. 
Besondere Verantwortung für einen inklusiven 
Sozialraum tragen die Kommunen.
2018 beginnt die zweite Runde des Staatenprüf-
verfahrens mit der Veröffentlichung der Frage-
liste durch den UN-Ausschuss. Dann wird sich 
Deutschland auch zum Fortschritt bei der Deins-
titutionalisierung und zum Leben von Menschen 
mit Behinderungen in der Gemeinschaft äußern 
müssen.
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